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In einem Antragsverfahren auf Sonder­
bedarfszulassung hat jetzt das Bundes­
sozialgericht auch in III. Instanz dem 
Kläger Recht gegeben und den Beru­
fungsausschuss verpflichtet, über den 
Antrag neu zu entscheiden. Die KV Ber­
lin und der Berufungsausschuss hatten 
die  Auffassung vertreten, im Falle erheb­
licher statistischer Überversorgung kön­
ne ein Antrag ohne aufwendige Bedarfs­

ermittlung abgelehnt werden. Obwohl 
der statistische Versorgungsgrad im kon­
kreten Fall bei ca. 180 % lag, sah das BSG 
die Amtsermittlungspflicht nicht einge­
schränkt. Vielmehr sei der Berufungs­
ausschuss (mit Hilfe der KV) verpflichtet, 
die niedergelassenen Kollegen im Pla­
nungsbereich zu den bei ihnen beste­
henden Wartezeiten zu befragen und zu 
ermitteln, ob die niedergelassenen Kolle­
gen tatsächlich im vollen Umfang ihrer 
Zulassung tätig sind. Insbeson dere im 
Bereich der Psychotherapie müssten die 
zum Verfahren beigeladenen Kranken­
kassenverbände außerdem mitteilen, in 
welchem Umfang die Kassen die Behand­
lung bei nicht zugelassenen Leistungser­
bringern im Wege der Kosten erstattung 
übernehmen.

Die Präzisierung hilft, denn wer beste­
henden Sonderbedarf nach diesen Krite­
rien plausibel machen kann, dürfte zu­
künftig bessere Chancen auf eine Zulas­
sung haben.
prof. dr. martin stellpflug 

BGH: (Nur) so 
schützt anwalt­
liche  Beratung
Mit Blick auf das Antikorruptionsgesetz 
wird Ärzten regelmäßig empfohlen, z. B. 
Kooperationsmodelle durch anwaltliche 
Beratung „abzusichern“. Hält nämlich 
ein Staatsanwalt oder ein Strafgericht 
die Kooperation später für unzulässig, 
darf dies nicht zu Lasten desjenigen ge­
hen, der auf die Richtigkeit der anwalt­
lichen Beratung vertraut hat. Rechtlich 
liegt dann ein sog. unvermeidbarer Ver­
botsirrtum vor, der vor Strafe schützt.

Nicht jede bzw. irgendeine anwaltliche 
Beratung reicht aber aus, um abgesichert 
zu sein. In einer aktuellen Entschei­
dung hat der BGH nun betont, dass sich 
der Betroffene an einen auf dem betref­
fenden Rechtsgebiet versierten Anwalt 
wenden muss. Dies leuchtet ein, denn 
wer Experte für Pferderecht ist, muss 
nicht zugleich mit den Besonderheiten 
des Gesundheitswesens vertraut sein. 
Weiter darf die anwaltliche Auskunft 
nicht bloß „Feigenblattfunktion“ haben. 
Gefälligkeitsgutachten können deshalb 
keinen unvermeidbaren Verbotsirrtum 
begründen. 

Der BGH nimmt den Mandanten in die 
Pflicht: Erkennbar vordergründige oder 
mangelhafte Auskünfte können ihn spä­
ter nicht entlasten, wobei es bezüglich 
der Erkennbarkeit u. a. auf den Bildungs­
stand, die Erfahrung und die berufliche 
Stellung des Auftraggebers ankommen 
soll. Im entschiedenen Fall bemerkte der 
BGH positiv, dass der Angeklagte die 
Rechtsauffassung der ihn dauerhaft be­
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ratenden – und insofern in einem gewis­
sen Näheverhältnis stehenden – Anwälte 
durch Einholung eines weiteren exter­
nen Gutachtens überprüfen ließ.

Der BGH verlangt bei komplexen Sach­
verhalten und erkennbar schwierigen 
Rechtsfragen immer „ein detailliertes 
und schriftliches Gutachten“. Bei unge­
klärter oder unübersichtlicher Rechts­
lage bedeutet dies, dass das Gutachten 
einschlägige Rechtsprechung und Veröf­
fentlichungen auswertet und auf dieser 
Grundlage einen Rechtsstandpunkt ent­

Seit April können Videosprechstunden 
über die KV abgerechnet werden. Dafür 
zieht der EBM Grenzen: Einsetzbar ist 
die Videosprechstunde nur für die Ver­
laufskontrolle bestimmter Krankheits­
bilder, der „Technikzuschlag“ der GOP 
01450 ist auf 800 € im Jahr begrenzt. 

Eine Privatabrechnung ist möglich, 
wenn folgendes beachtet wird: Die tech­
nischen Anforderungen, die der Bun­
desmantelvertrag aufstellt, und die Be­
schränkungen des EBM einschließlich 
Budgetierung gelten im privatärztlichen 
Bereich nicht. Einzuhalten ist lediglich 
das sog. Fernbehandlungsverbot, d. h. 
der Patient darf nicht ausschließlich per 
Video behandelt, sondern muss mindes­
tens einmal pro Erkrankung einbestellt 
werden. Die Vergütung richtet sich nach 
der GOÄ. Mangels spezieller Ziffern ist 
die Videosprechstunde analog abzurech­
nen. Vor allem in Betracht kommen die 
Ziffern 1 (Beratung) und 3 (eingehende 
Beratung) einschließlich ihrer Zuschläge 
und die Ziffer 4 (Erhebung Fremdanam­

nese). Die Ziffer 5 (symptombezogene 
Untersuchung) kann sogar „direkt“ ab­
gerechnet werden, denn die Ziffer ver­
langt nicht zwingend die körperliche 
Anwesenheit des Patienten. Sollte diese 
jedoch aus fachlicher Sicht notwendig 
sein, ist die Untersuchung per Videokon­
takt unzulässig. 

Bei gesetzlich versicherten Patienten 
kommt eine Abrechnung über die GOÄ 
als individuelle Gesundheitsleistung 
(IGeL) in Betracht. Das gilt insbeson dere 
bei Krankheitsbildern, die vom EBM 
nicht erfasst sind, z. B. zur Kontrolle 
einer Bindehautentzündung oder einer 
Hautveränderung, die nicht als Derma­
tose einzuordnen ist (z. B. Insekten­
stich/­biss). Wie auch sonst bei IGeL ist 
vorher die schriftliche Zustimmung des 
Versicherten einzuholen und der Patient 
muss auf seine Zahlungspflicht hinge­
wiesen worden sein. Achtung: Allein die 
Budgetausschöpfung berechtigt nicht 
zur Privatabrechnung!
torsten münnch 

Videosprech stunde privat  abrechnen

Wird falsch abgerechnet, darf die KV 
den Honorarbescheid im Rahmen der 
sachlich­rechnerischen Berichtigung 
korrigieren. Grundsätzlich darf sie nur 
Leistungen berichtigen, welche tatsäch­
lich fehlerhaft abgerechnet wurden. 
Etwas anderes gilt jedoch, wenn die 
Abrechnung grob fahrlässig fehlerhaft 
abgegeben wurde, d. h. wenn der Arzt 
schon einfachste, ganz naheliegende 
Überlegungen nicht anstellt. Die Hono­
rarrückforderung darf dann auf Basis 
einer Schätzung erfolgen. Wird bei­
spielsweise ein Weiterbildungsassistent 
(WBA) über mehrere Jahre ohne Geneh­
migung beschäftigt, so ist die KV nach 
der Rechtsprechung berechtigt, nicht 
nur die dem WBA zuzurechnenden Leis­
tungen zu kürzen, sondern im Wege der 
Schätzung eine Kürzung in Höhe von ¼ 
des ärztlichen Honorars vorzunehmen.

Die KVen gehen im Zweifel von einem 
grob fahrlässigen Abrechnungsverstoß 
aus. In einem aktuell entschiedenen Fall 
hat die KV Berlin den Bogen dabei über­
spannt:

Ein Vertragsarzt hatte einen WBA über 
einen Monat ohne Genehmigung der KV 
beschäftigt. Als ihm der Fehler auffiel, 
holte der Arzt sich anwaltlichen Rat ein 
und versuchte, den fehlerhaften Ansatz 
der Leistungen noch vor Einreichung der 
Abrechnungsunterlagen rückgängig zu 
machen. Einen einzigen Behandlungs­
fall übersah er dabei jedoch. Die KV ging 
von einer grob fahrlässigen Falschab­
rechnung aus und stellte die gesamte Ab­
rechnung des Arztes in Frage. Sie kürzte 
nicht nur den übersehenen Fall, sondern 
nahm eine  schätzungsweise Kürzung 
von über 7.000,­ € vor. Hier spielte das 
Sozialgericht nicht mit: Eine grob fahr­
lässige Falschabrechnung sei aufgrund 
der besonderen Umstände nicht anzu­
nehmen. Es verblieb daher bei einer Kür­
zung für den einen vergessenen Fall in 
Höhe von 50 Cent(!).

Im Praxisalltag sind versehentliche Feh­
ler bei der Abrechnung nicht aus zu­
schließen. Der Fall zeigt jedoch, dass es 
durchaus darauf ankommen kann, wie 
mit Fehlern umgegangen wird und wie 
diese gegenüber der KV kommuniziert 
werden.
constanze barufke 

Gut geschätzt ist 
falsch gerechnet

wickelt und begründet. Nicht nur spon­
tane telefonische Auskünfte, sondern 
auch oberflächlich bleibende schriftliche 
Einschätzungen eines Anwalts bieten 
demnach keine ausreichende Sicherheit 
für den Mandanten. 

Werden die hohen Anforderungen des 
BGH an die anwaltliche Beratung aber 
erfüllt, kann man gelassen abwarten, 
wie Staatsanwaltschaften und Gerichte 
die neuen Strafvorschriften interpretie­
ren werden.
dr. maximilian warntjen  
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Postoperative Überwachung: 
Wer darf abrechnen?

PRAXIS(R)EVOLUTION: 
Von der Einzelpraxis zum MVZ

Ein Arzt darf grundsätzlich nur Leis­
tungen abrechnen, die er selbst erbracht 
hat (Gebot der persönlichen Leistungs­
erbringung). Für andere Leistungen 
besteht nur in Ausnahmefällen ein An­
spruch auf Vergütung. Im EBM ist eine 
solche Ausnahme für die postoperative 
Überwachung beim ambulanten oder 
belegärztlichen Operieren vorgesehen.  
Z. B. darf der Operateur die postopera­
tive Überwachung abrechnen, die der 
Anästhesist durchgeführt hat (oder um­
gekehrt), wenn beide dies so vereinbart 
haben. Der abrechnende Arzt muss ge­
genüber der KV schriftlich erklären, dass 
aufgrund einer solchen Vereinbarung 
nur er allein diese Leistungen abrechnet. 

Der Trend ist unaufhaltsam – mittler­
weile dürfte es deutschlandweit über 
2.500 Medizinische Versorgungszentren 
geben. Das hat gute Gründe, zuallererst 
mehr Flexibilität für die Inhaber: Sie 
können die eigene Sprechstundenzeit re­
duzieren bei gleichzeitig optimaler Aus­
lastung der vorhandenen Versorgungs­
aufträge. Und auch für den, der seinen 
Praxisstandort an einen bereits zuge­
lassenen Kollegen abgeben möchte, kann 
das MVZ die optimale Lösung sein.

Wer seine Einzelpraxis strategisch aus­
bauen möchte, dem hilft das Gesetz, das 
nun auch fachgleiche MVZ ermöglicht. 
Als zugelassener Vertragsarzt besitzt der 
Praxisinhaber die erforderliche Gründer­ 
und Betreibereigenschaft und behält 
diese auch dann, wenn er auf seine Zu­
lassung verzichtet und im eigenen MVZ 
arbeitet. Für die Gründung benötigt 
werden zwei Ärzte bzw. Psychothera­
peuten mit jeweils mindestens hälftigem 
Versorgungsauftrag. Eine Einzelpraxis 
mit einer vollen, ungeteilten Zulassung 
kann so nicht direkt in ein MVZ umge­
wandelt werden. Es bedarf eines zulas­
sungsrechtlichen Zwischenschritts, um 
die Voraussetzungen für die MVZ­Grün­
dung zu schaffen. Welche Schritte im 
Einzelnen erforderlich sind, muss indi­
viduell geplant werden. Cave: Entgegen 

Dadurch soll verhindert werden, dass 
die Leistungen von jedem der mitwir­
kenden – und nach dem EBM grund­
sätzlich abrechnungsbefugten – Ärzte 
abgerechnet werden und im Nachhinein 
aufwändig geklärt werden müsste, wer 
im Einzelfall zur Abrechnung berechtigt 
war. Die KV ist auf transparente interne 
Abreden zwischen den Ärzten angewie­
sen. Das Erfordernis der Abrechnungs­
vereinbarung soll insofern vor Doppel­
abrechnungen schützen.

Kommt die geforderte Abrechnungsver­
einbarung zwischen den Ärzten nicht 
zustande, entfällt deswegen nicht die 
Abrechenbarkeit der erbrachten Leis­

tungen. In diesem Fall greift aber die 
Ausnahmevorschrift nicht. Die Leis­
tung darf dann nur der Arzt abrech­
nen, der sie tatsächlich erbracht hat. 
Dies bestätigt das Landessozialgericht 
Baden­Württemberg in einer aktuellen 
Entscheidung. Der Arzt muss in die­
sem Fall die KV auf eine fehlende Ver­
einbarung aktiv hinweisen, damit sie 
ggf. Vorsorge gegen Doppelabrechnun­
gen treffen kann. Andernfalls drohen 
Honorar rückforderungen.

Der Arzt muss bei der Abrechnung von 
postoperativen Überwachungsleis tun­
gen daher genau prüfen, ob eine EBM­ 
konforme Abrechnungsvereinbarung 
besteht oder ob (auch zur Vermeidung 
eines Betrugsverdachts) ein anderwei­
tiger Hinweis an die KV erforderlich 
ist. 
taisija taksijan 

einiger Beratungsansätze ist der Weg 
über den Verzicht auf die hälftige Zu­
lassung, deren Ausschreibung und die 
eigene Bewerbung mit Angestelltem im 
Nachbesetzungsverfahren nicht ganz 
risi kolos. 

Ein MVZ muss in Form einer Gesellschaft 
gegründet werden; deren Gesellschafter 
sind MVZ­Inhaber. Wer Alleininhaber 
bleiben möchte, für den kommt ein MVZ 
nur in Form einer GmbH in Betracht. De­
ren spezifisch auf den Betrieb eines MVZ 

auszurichtende Satzung wird beim No­
tar beurkundet und die GmbH wird ins 
Handelsregister eingetragen. Schon ab 
dem Notartermin können Anträge beim 
Zulassungsausschuss gestellt werden.

Je nach Situation der Praxis kann die 
MVZ­Gründung in drei bis vier Monaten 
bewältigt werden oder deutlich länger 
dauern. Gründungen zum Jahreswech­
sel bieten sich oft aus steuerlichen Grün­
den an. Machen Sie „Revolution“?
dr. thomas willaschek 
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7 Tipps zum 
 Umgang mit der 
Schweigepflicht 
1. Konsequenzen nicht unterschätzen
Eine Schweigepflichtverletzung ist kein 
Kavaliersdelikt. Bei einer Verletzung 
drohen nicht nur berufsrechtliche 
 Kon sequenzen und Schadensersatzan­
sprüche des Patienten, sondern auch 
strafrechtliche Sanktionen. Bedenken 
Sie auch: Liegt z. B. die gesamte Praxis­ 
EDV offen, handelt es sich schnell um 
tausend fache Verstöße.

2.  Sensibilität im Praxisalltag
Telefonisch begrüßt Ihr Personal die An­
rufer mit Namen und die Patienten im 
Wartezimmer hören neugierig zu? Schon 
über den bloßen Umstand, dass Ihr Pa tient 
bei Ihnen in Behandlung ist, müssen Sie 
Stillschweigen bewahren. Auch Ihre Pra­
xismitarbeiter sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Achtung: Den Arzt trifft die 
Pflicht, darüber zu belehren und dies 
nachweisen zu können. Dokumentieren 
Sie deshalb Ihre Dienstanweisung, z.B. 
Anrufer nicht mit Namen zu begrüßen, 
wenn andere dies hören könnten.

3.  IT- Outsourcing
Durch eine aktuelle Änderung des Straf­

gesetzbuches sind die Möglich keiten 
für IT­Outsourcing erweitert worden. 
Das bezieht sich auf die Wartung  Ihrer 
 Praxis­EDV durch einen externen 
IT­Dienstleister oder die Verlagerung 
der Daten in die Cloud. Bisher konnten 
Sie sich als Arzt in solchen Fällen leicht 
strafbar machen. Welche konkreten 
Anforderungen zukünftig an die Beauf­
tragung externer IT­Dienstleister ge­
stellt werden, ist derzeit berufsrechtlich 
noch nicht geklärt. Wir halten Sie auf 
dem Laufenden!

4. Minderjährige Patienten 
Sobald ein Minderjähriger einsichts­
fähig ist, sind Sie auch gegenüber den 
Eltern zur Verschwiegenheit verpflich­
tet. Die Einsichtsfähigkeit dürfte bis 
zum 14. Lebensjahr zumeist zu vernei­
nen, ab dem 16. Lebensjahr regelmäßig 
zu bejahen sein. Sie müssen dies aber 
für jeden Patienten individuell fest­
stellen. Um sich gegen den Vorwurf der 
Falschbeurteilung abzusichern, doku­
mentieren Sie die Grundlagen für Ihre 
Einschätzung. 

5. Patientenakte nach Tod 
des Patienten
Wenn ein Patient stirbt, gilt weiterhin 
die Schweigepflicht. Unter bestimmten 
Umständen können aber z.B. die Erben 
Einsicht in die Patientenakte nehmen 
und sich so Kenntnis von der Behand­

lung verschaffen. Voraussetzung ist, 
dass die Einsichtnahme dem mutmaß­
lichen Willen des Verstorbenen ent­
spricht. Dies dürfte etwa anzunehmen 
sein, wenn es um die Geltendmachung 
von Behandlungsfehlern geht. 

6. Praxisübergabe 
Dem Praxisnachfolger dürfen die Patien­
tendaten nicht ohne Einwilligung des 
Patienten zugänglich gemacht werden. 
Weil es sehr aufwändig wäre, diese je­
weils einzuholen, wurde das sog. „Zwei­
Schrank­Modell“ entwickelt, das auf 
die EDV­basierte Archivierung über­
tragbar ist. Regeln Sie den Umgang mit 
der Patien tenkartei im Praxiskaufver­
trag. Wichtig: Schützt die Regelung Ihre 
Schweigepflicht nicht ausreichend, ist 
der gesamte Vertrag nichtig..  

7.  Ärztliche Kollegen
Schnell den Kollegen anrufen und den 
Befund von Herrn Meyer konsiliarisch 
besprechen? Achtung: Der bloße Um­
stand, dass auch ihr Kollege schweige­
pflichtig ist, berechtigt Sie nicht dazu. 
In Praxisgemeinschaften ist deshalb 
eine Trennung der Praxis­EDV zwin­
gend. Anderes gilt nur, wenn Ihre Pa­
tienten schriftlich ihr Einverständnis 
mit der Datenweitergabe erklärt bzw. 
Sie von der Schweigepflicht entbunden 
haben.
anne marie norrenbrock 
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